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EUROPA AM ABGRUND? 07.03.2016 | Hans Kundnani

Flüchtlingskrise und Euro-Krise
gemeinsam lösen
Die Euro- und Schengen-Länder müssen festlegen, wie
weit sie bei der Vergemeinschaftung der Schulden und
Flüchtlinge gehen wollen.

Seit Beginn der Euro-Krise vor sechs Jahren wird die deutsche Regierung
nicht müde zu betonen, dass die EU-Mitgliedstaaten ihre Probleme selbst
lösen müssen. In den Augen vieler Deutscher war die Euro-Krise eine
Schuldenkrise, die Mitgliedstaaten wie Griechenland durch eine
verantwortungslose Finanzpolitik verursacht haben. Zwar gab es auch
Stimmen, die sagten, die Krise könne nur durch die Vergemeinschaftung
von Schulden in der Euro-Zone gelöst werden. Doch die Deutschen
befürchteten, das würde den Druck auf die Krisenländer nehmen, die
notwendigen Strukturreformen durchzuführen.

Doch seit sich im letzten Sommer abzeichnete, dass im Jahr 2015 eine
Million Menschen in Deutschland Asyl beantragen würden, hat sich der
Ton geändert. Statt die Eigenverantwortung hervorzuheben, reden
deutsche Politikerinnen und hohe Beamte nun plötzlich von der
gemeinsamen Verantwortung für die Lösung europäischer Probleme. Die
Flüchtlingskrise, über welche die europäischen Staatschefs am 18. und
19. Februar in Brüssel berieten, sei ein europäisches und nicht, wie der
ungarische Ministerpräsident Viktor Orbán es ausdrückte, ein „deutsches
Problem“. Anders ausgedrückt: Im Kontext der Flüchtlingskrise sagen
die Deutschen nun genau das, was andere seit langem über die Euro-Krise
sagen. In der Euro-Krise wollten die verschuldeten Länder im Süden
Europas, dass Deutschland „Solidarität“ zeige. Nun jedoch, da
hunderttausende Flüchtlinge den Weg nach Deutschland suchen, sind es
die Deutschen, die die „Solidarität“ anderer Mitgliedstaaten einfordern, 
dergestalt, dass sie einen „gerechten Anteil“ an Asylsuchenden
aufnehmen.

Es steht zu befürchten,
dass die Deutschen sich
irgendwann ausgenutzt

Die neue Dynamik hätte eine Chance für
Europa sein können. Sie hätte den
Deutschen vermitteln können, wie es ist,
wenn man auf die Hilfe seiner europäischen
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fühlen und sich gegen die
EU wenden.

Partner angewiesen ist. Sie hätte mehr
Mitgefühl für die wirtschaftliche Not von
Ländern wie Griechenland wecken und
einen Politikwechsel herbeiführen können,
der diesen Ländern geholfen hätte, durch
Wachstum aus der Krise zu kommen – und
wenn auch nur zu dem Zweck, sich für die
Bewältigung der Flüchtlingskrise ihre Hilfe
zu sichern. Doch da andere EU-
Mitgliedstaaten Merkels Pläne ablehnen,
gelangen die Deutschen immer mehr zu der
Überzeugung, dass sie in der Euro-Krise
Ländern wie Griechenland gegenüber
solidarisch waren, nun aber in der
Flüchtlingskrise im Gegenzug keinerlei
Solidarität erfahren – ja, in Deutschland
spricht man bereits von einer
„Entsolidarisierung“. Es steht zu befürchten,
dass die Deutschen sich irgendwann
ausgenutzt fühlen und sich gegen die EU
wenden.

Die Flüchtlingskrise und die Euro-Krise sind untrennbar miteinander
verbunden. Seit Beginn der Euro-Krise besteht die EU aus einem
boomenden Kern – angeführt von Deutschland – und einer verarmten
Peripherie. Dass so viele hunderttausende Flüchtlinge aus
kriegsgeschundenen Regionen in aller Welt – vor allem Syrien –, die sich
nach Europa aufmachen, nach Deutschland wollen, veranschaulicht die
Realität des neuen Europas.

Die Flüchtlingskrise und
die Euro-Krise sind
untrennbar miteinander
verbunden.

Dass EU-Mitgliedstaaten wie Griechenland
des Zustroms der Flüchtlinge in den letzten
Jahren nicht Herr wurden – und nicht
verhindern konnten, dass diese nach
Nordwesten in Länder wie Deutschland und
Schweden weiterreisten –, liegt unter
anderem auch daran, dass Griechenland von
den einschneidenden und anhaltenden
Sparmaßnahmen geschwächt ist, die
Deutschland und andere nordeuropäische
Staaten ihm im Zuge ihres harten
finanzpolitischen Kurses seit 2010 auferlegt
haben. In der erregten Diskussion, die im
Sommer um die griechischen Schulden
geführt wurde, wollten viele Deutsche gutem
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Geld kein schlechtes hinterherwerfen, denn
für sie war Griechenland ein gescheiterter
Staat.

Die Deutschen verfolgen nun den Ansatz, andere EU-Mitgliedstaaten
zur Aufnahme eines gerechten Anteils der Asylsuchenden zu bewegen,
ohne dass sich das auf die Euro-Krise auswirkt. In Berlin fürchtet man
insbesondere, dass für die Lösung der Flüchtlingskrise die
Haushaltsregeln der EU gelockert werden könnten, für die man sich so
stark gemacht hat. So warnt der deutsche Finanzminister Wolfgang
Schäuble, die Flüchtlingskrise dürfe in der Auseinandersetzung um die
roten Zahlen in einzelnen Mitgliedstaaten nicht instrumentalisiert
werden. Die Deutschen verfolgen somit die Strategie, Verknüpfungen
zwischen der Euro-Krise und der Flüchtlingskrise zu verhindern.

Falls es den Euro- und
Schengen-Ländern nicht
gelingt, eine  solidarische
Union zu schaffen,
bedeutet das nicht
automatisch das Ende der
EU.

Doch beide Krisen lassen sich nicht getrennt
voneinander lösen. Europa braucht eine
Solidaritätsunion, über die man in
Deutschland bereits spricht. In der Praxis
heißt das, dass die EU-Mitgliedstaaten, die
zur Euro-Zone und zum Schengen-Raum
gehören – faktisch bereits eine Art „Kern-
“Europa – zu einem gemeinsamen
Verständnis ihrer Rechte und
Verantwortlichkeiten gelangen müssen. Sie
müssen ein Verhandlungspaket schnüren, in
dem sie festlegen, wie weit sie bei der
Vergemeinschaftung von Schulden und der
Verteilung von Flüchtlingen gehen wollen.

Falls es den Euro- und Schengen-Ländern nicht gelingt, eine solche
Solidaritätsunion zu schaffen, bedeutet das aber nicht automatisch das
Ende der EU, wie viele in Deutschland zu befürchten scheinen. Eine
Aufhebung des Schengen-Abkommens bedeutet noch nicht einmal das
Ende des Prinzips der Freizügigkeit in der EU, die auch für Nicht-
Schengen-Länder wie Großbritannien gilt. Die Wiedereinführung der
Grenzkontrollen um Deutschland herum würde natürlich für die
deutsche Wirtschaft Kosten verursachen  (wobei auch diese Kosten
gerade übertrieben werden) und wäre für Einzelpersonen mühsam. Aber
ähnlich wie die nach dem 11. September 2001 eingeführten
Sicherheitskontrollen, die ähnliche Folgen hatten, ist sie womöglich
notwendig. Hier besteht eine Parallele zu Angela Merkels kategorischer
Aussage, dass, wenn der Euro scheitert, auch die EU scheitert. Wir sollten
in EU-Angelegenheiten nicht immer in Schwarz-Weiß-Kategorien
denken.

http://www.spiegel.de/politik/ausland/schulz-plaediert-fuer-lockerung-des-stabilitaetspakts-a-1056078.html
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6 LESERBRIEFE

Heinz Schneider schrieb am 05.03.2016

Es ist das bekannte Trilemma der Globalisierung:
Politische Demokratie, nationale Souveränität und
wirtschaftliche Globailisierung gehen nicht zusammen.
Wir können nur 2 dieser 3 Dinge gleichzeitig haben.
Wenn es also nicht gelingt, eine solidarische Union zu
schaffen, bedeutet das entweder das Ende der EU oder
das Ende der Demokratie!
Zäune und Mauern jedenfalls lösen das Trilemma weder
auf europäischer noch auf globaler Ebene auf. Die unter
dem Marktradikalismus entstehende ökonomische
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Apartheit ist weder demokratie- noch friedensfähig.

J. Rauter schrieb am 08.03.2016

Realitäten? Die eigene Wahrnehmung? Vergleichbar: €
und Flüchtlinge. Nein!. Die €-krise, verschuldet durch
dessen Fehlkonstruktion, die mangelnde Staatsloyatität
und Effizienz der "Peripherie". Flüchtlinge: Ein dummes
Dublin III will den Mittelmeerländern alle Kosten
aufbürden!? Es ist keine "Solidarität" wenn die EU
Länder sofort 3 Milliarden dort zur Verfügung stellten,
sondern Kostenteilung zur Lösung eines externen
Problems. Die Variationen: "EU scheitert wen ..." fast
immer dumm. Schuldenvergemeinschaftung jedoch, also
Transferunion wäre das Ende der EU. Vertragliche,
gleichmäßige Flüchtlingsverteilung? Wird es nicht geben.
Beseitigung der Kriegsursachen: 50 Jahre. Lösungen
brauchen wir bis Juli. Ev. große Lager in den
Mittelmeerländern EU-finanziert, bis zum Ende des
Syrienkrieges.

Bremer Verhältnisse schrieb am 08.03.2016

Sicher, wünschenswert wäre eine Weiterentwicklung der
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EU zu einer Solidaritätsunion für die Menschen anstatt
fürs Kapital und die Reichen. Das grundlegende Problem
ist die Arbeitslosigkeit, und dass immer mehr von ihrer
Arbeit kaum mehr leben können. Arbeitsmarktreformen
verschlimmern das Problem europaweit. Deutschland ist
kein Modell, das mit Exportüberschüssen anhaltend
Arbeitslosigkeit exportiert und verzweifelte
Arbeitsmigration provoziert. Europa muss endlich eine
(Außen-)Wirtschaftspolitik gegen Lohn-, Sozial-, Steuer-
und Umweltdumping betreiben und das Schaffen von
Arbeits- und Ausbildungsplätzen von Gewinnen der
Unternehmen unabhängig machen. Flüchtlinge wären
dann eher überall integrierbar. Aber die EU ist entgegen
illusionärer Wünsche in entgegen gesetzter Richtung
unterwegs.

Rainer Sobek schrieb am 08.03.2016

Ich vermisse einen gewissen Weitblick: Es ist doch
absehbar, dass bei ruhigerer See im Mittelmeer wieder
große Mengen an Flüchtlingen via Lybien, Algerien,
Ägypten in Lampedusa anlanden werden.
Hier handelt es sich dann überwiegend um Nord- und
Schwarzafrikaner, die -so die Meldungen der UNO- auf
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gepackten Koffern sitzen. Es wäre naiv zu glauben, dies
schon wieder einmal nicht wahrhaben zu wollen.
Entweder es findet sich ein Weg noch in Afrika eine
Vorselektion vorzunehmen oder es gibt eine Europäische
Solidarität. Falls Geldmittel zur Verfügung gestellt
werden müssen, würde ich den Ländern die
Subventionen kürzen oder streichen, die die
"Wertegemeinschaft" nur als Einbahnstrasse zum eigenen
Nutzen sehen, wie z.B. Polen die 12-14 Mrd. € p.a. aus
Brüssel überwiesen bekommen.

Irmgard Hammann schrieb am 09.03.2016

Nicht zu glauben, dass es sich bei dem Autor um einen
Wissenschaftler handeln soll. Ökonom kann er jedenfalls
nicht sein, aber auch ohne diese für das Verständnis einer
Währungsunion hilfreichen bis unerlässlichen
Voraussetzung sollte er wenigstens beherzigen, Äpfel
nicht mit Birnen zu vergleichen. Dazu nur zwei Sätze:
Griechenland hätte ohne den Euro seine zweifellos selbst
verursachten Haushalts- und Zahlungsbilanzprobleme
u.a. mit Hilfe des Wechselkurses bekämpfen können,
zieht es aber vor, im Euro zu bleiben, weil es davon
profitiert. Deutschland hat den syrischen Bürgerkrieg
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nicht verursacht und wird mit einer Million Flüchtlingen
klarkommen. Solidarität der Mitgliedstaaten wird
gegenüber den Flüchtlingen erwartet, nicht gegenüber
Deutschland! Ein schlechter Artikel!

Klara schrieb am 14.03.2016

ein paar konträre Ansichten:
1. Die "Euro-Krise" ist nicht durch die Südländer
(Beispiel Griechenland) verursacht, sondern durch die
Einführung einer gemeinsamen Währung ohne eine
gemeinsame Finanz- und Wirtschaftspolitik.
2. Die wirtschaftliche Vormachtstellung einiger EU-
Länder (Beispiel Deutschland) beruht nicht auf
besonderen Leistungen, sondern auf besonders
geschickter Ausnutzung externer/interkontinentaler
Resourcen.
3. Die Völkerwanderungen heute ("Flüchtlingsströme")
sind ein zwangsläufiger Teil der Globalisierung. Wenn
der Reichtum/die Resourcen der Welt immer ungleicher
verteilt sind, ist es nur logisch, dass dann die Menschen
wandern - wenn sie denn können.
4. Und zu den kriegerischen Konflikten: Gezündelt hat
der Westen wahrlich genug und Deutschland ist oft
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dabei.
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